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Betreff: Petition bezüglich der Resolution der Marktgemeinde Finkenstein am Faaker See "mp­

freie Gemeinde" 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Gemäß § 100 Abs. 1 GOG-NR überreiche ich die Petition bezüglich der Resolution der Marktgemeinde 

Finkenstein am Faaker See "mP-freie Gemeinde" mit dem Ersuchen um geschäftsordnungsmäßige 

Behandlung. 
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Zahl :031 - Al/Taf16 

MARKTGEMEINDE FINKENSTEIN 
am Faaker See 

9584 Finkenstein - Marktstraße 21 
B ez i r k  Vi l l a c h-La n d  K ä r n t e n  

Finkenstein, 6. Juni 2016 

Betr.: Resolution TTIP-freie Gemeinde; 

An das 

REPUBLIK ÖSTERREICH 
PARLAMENTSDIREKTION 

Eingel. 0 8. Juni 2016 

zl.JAQ{9.��8. .:t..1 ·.1.\19:��. 
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AuskUnlle: AI. Scbrottenbacber 
Telefon: 04254/2690-941 

Durchwahl: 25 

Telefax: 04254/2690-8 

e-mail: finkenstein@ktn.gde.at 

Bitte Eingaben ausschließlich an die Be· 
hörde richten lind Ocschlil\szuhJ anftlhren. 

Eingangsstück 

Bundeskanzleramt Österreic.h 
- Ministerratsdienst -

Präsidentin des Na;tionalrates 
/ 

DOriS B U7. - � L�.1 
Ballhausplatz 2 

l014 Wi e n  
Dr. Karl nner-Ring 3 
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Sehr geehrte Frau Präsidentin des Nationalrates! 
Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! 
Sehr geehrte Damen und Herren Bundesminister! 
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordneten zum Nationalrat! 

Eingela�� m 
ZI: 08. Juni ' 20� 
Büro d. Präsidentin de s Nationalrates 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Finkenstein am Faaker See hat in seiner Sitzung vom 25. 

Mai 2016 einstimmig den Beschluss gefasst, an die österr. Bundesregierung und den Natio­
nalrat zu stellen nachstehende 

RESOL UTION 
"Die Marktgemeinde Finkenstein am Faaker See erklärt sicb zur TrIP-freien Ge­

meinde" 

Mit der Erklärung zur TTIP-freien Gemeinde werden folgende Forderungen an die Bundesre­
gierung, an die Abgeordneten des Nationalrates und an das europäische Parlament verbun­
den: 

• kein Abschluss von Handels- und Investitionsabkommen, welche die Gemeindeautonomie 
bei der Sicherstellung der öffentlichen Dienstleistungen untergraben oder ihre Rechte auf 
Regulierung einschränken 

• kein Abschluss von Handels- und Investitionsabkommen, die Instrumente des Investitions­
sChutzes enthalten 

• Aussetzen der TTIP-Verhandlungen, solange die verhandlungsrelevanten Dokumente 
nicht offengelegt sind und es keinen demokratischen Prozess gibt 

• die Offenlegung der Verhandlungsunterlagen aller derzeit verhandelten Abkommen, ins­
besondere TTIP, für Bürgerinnen und ParlamentarierInnen 

• die begleitende öffentliche Auseinandersetzung mit den Verhandlungsinhalten während 
der gesamten Verhandlungsdauer im österreichischen und Europäischen Parlament unter 
Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Organisationen 
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Eingangsstück 

Alle öffentlichen Dienstleistungen, die für den sozialen Zusammenhalt wichtig sind und zu denen 
alle BürgerInnen freien Zugang haben müssen, sind von diesen Abkommen betroffen: Gesund­
heit, Bildung, Energieversorgung, Wasser, Transporte, öffentlicher Verkehr, Post, Telekommuni­
kation, Kultur und Freizeit, Abfallwirtschaft, Alterspflege usw. Lediglich jene Bereiche, die explizit 
in Form eines Negativlistenansatzes ausgenommen werden, fallen nicht darunter. 

Darüber hinaus sollen Konzerne, die in einer der Regionen bzw. Länder, die TTIP verhandeln, 
eine Niederlassung haben, in Zukunft bei der Ausschreibung von öffentlichen Verträgen mitbie­
ten können. 

Freihandelsabkommen - so auch diese - sind für alle Gebietskörperschaften, also vom Bund über 
die Bundesländer bis zu den Gemeinden gültig; sie sind für alle Gebietskörperschaften verpflich­
tend. Bundesländer und Gemeinden sind also direkt betroffen. TrIP steUt das Subsidiaritätsprin­
zip in Frage, indem sie namentlich die Möglichkeit der lokalen EntSCheidungsträger und Ent­
scheidungsträgerinnen einschränkt im Dienstleistungsbereich eine eigenständige Politik zu be­
treiben. Die ZWingende Gleichbehandlung von lokalen und ausländischen Anbietern (Prinzip der 
"Inlliinderbehandlung") macht Regionalpolitik oder die Förderung von Nahversorgung unmöglich. 

Im Rahmen von TrIP sollen Konzerne auch Klagerechte gegenüber Staaten zugesprochen wer­
den - der .sogenannte Investitionsschutz. Solche Klagen sollen von privaten Schiedsgerichten 
entschieden werden, die der Öffentlichkeit - wenn überhaupt - nur beschränkt zugänglich sind 
und für die es keine Berufungsmäglichkeiten gibt. Damit können diese Konzerne in Zukunft Staa­
ten (und indirekt Gemeinden) auf entgangenen Gewinn oder zu hohe Umweltauflagen klagen. 
Dies kann auch Gemeinden betreffen. So hat Vattenfall 2009 Deutschland wegen zu hoher Um­
weltauflagen für das Kohlekraftwerk Moorburg in Hamburg geklagt. 

Erstmalig wird im TTIP-Abkommen ein regulatorischer Rat verhandelt, der dieses Abkommen zu 
einem "lebenden Abkommen" machen soll. Dieser Rat soU den Vertretern der Europäischen 
Kommission und der US-Regierung beschickt werden. Nach Abschluss der Verhandlungen sol­
len bestehende und zukünftige Gesetze, Vorschriften und Standards zum Schutz von Leben und 
Gesundheit, zum Umwelt- und Konsumentinnenschutz insbesondere auch für den Handel mit 
landwirtschaftlichen Produkten darauf geprüft werden, ob sie ein unnötiges Handelshemmnis 
zwischen den betreffenden Ländern darstellen und gegebenenfalls Maßnahmen zur Harmoni­
sierung gesetzt werden. Ausgewählte Stakeholder (vor allem Konzerne) sollen in die Arbeit des 
regulatorischen Rates eingebunden werden. 

Ein grundlegendes Problem ist die fehlende Offenlegung. Alle Verhandlungsdokumente sind ge­
heim, weder die Position der Europäischen Kommission noch jene der verhandelnden Ländern 
USA und Kanada sind bekannt. Noch gravierender ist das diesen Verhandlungen eigene Demo­
kratiedefiz.it. Durch die strenge Geheimhaltung wird ein demokratischer Meinungsbildungspro­
zess unterbunden. Dies unterminiert die Grundpfeiler der Demokratie und muss deshalb grund­
sätzlich geändert werden. Verschiedene Gemeinden in Europa haben bereits Maßnahmen ge­
gen TrIP ergriffen und ähnlich lautende Resolutionen unterschrieben. 

Mit freundlichen Grüßen! 

POGLITSCH 

zu GZ: 11010.0090/57-Ll.l/2016 
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